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Unverzichthar für die Arbeiterbewegung

,,Not und Aufstieg der Arbeiterklasse sind unteilbar; diese Erkenntnis ist der tiefe Grund der proleta-

rischen Solidarität. [...]Auf zahlreichen Kongressen der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften
wurden die Fragen der Landarbeiter diskutiert. Den aktiven Funktionären war von Anfang an klar,
dass die Arbeiterbewegung sich nicht auf die Städte beschränken durf te.  Die pol i t ische Befreiung
des Dorfes von der alten Bevormundung und die soziale Gleichstellung von Land- und lndustriearbei-
tern sind lebensnotwendige Grundlagen der Arbeiterbewegung."t So beschrieb die Vorläuferin dieser
Chronik, die Festschrift zum 50-jährigen Bestehen der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirt-
schaft und ihrer Vorläufer, den Entstehungsprozess der deutschen Landarbeitergewerkschaften.

Der Weg der Landarbeitergewerkschaften begann vor weit über einem Jahrhundert mit kleinen, muti-
gen Organisationsversuchen, bis sich schließlich am 21. und 22.Februar 1909 in Berlin der ,,Verband
der Land-, Wald- und Weinbergarbeiter und -arbeiterinnen Deutschlands" gründete. Dieses Datum
dürfen wir als Gründungsdatum der deutschen Landarbeitergewerkschaft betrachten. Bereits 1860
kam es in mehreren Städten zur Gründung von Gärtnervereinen. Doch die eigentliche Landbevölkerung
zu organisieren, das gelang in größerem Umfang ab 1909. Der,,Deutsche Landarbeiter-Verband" (DLV),

wie er sich seit 1913 nannte, prägte als erste eigenständige und freigewerkschaftliche Landarbeiter-
organisation die gewerkschaftliche Politik im Agrarbereich bis zum Ende der Weimarer Republik. Dazu
kam recht bald der christlich orientierte Zentralverband der Landarbeiter.

Diese wissenschaftlich fundierte Chronik zum 100-jährigen Bestehen der Landarbeitergewerkschaften
gibt nicht nur einen Bericht über die Entwicklung der 0rganisat ionen. Vorrangiges Gebot bei der
Ouel lenforschung war es, Menschen und Ereignisse ins rechte Lichtzu rücken und ihren Antei lan
der Entwicklung der Agrargewerkschaften darzustellen. Deshalb sei an dieser Stelle an all jene erin-
nert, die im Gewerkschaftsleben und in der politischen ArbeitAnerkennung und Zuspruch von den
Kolleginnen und Kollegen erhielten, weil sie sich für deren Belange stark machten, weil sie sich so
mancher Niederlage trotzend entschlossen für bessere Verhältnisse einsetzten. Unser besonderer
Dank richtet sich an Dr. Rainer Fattmann, der mit dieser Chronik die Geschichte der Landarbeiterge-
werkschaften dokumentiert hat.

2009 - in diesem Jahr jährt sich zum hundertsten Mal der Gründungstag der Landarbeitergewerk-
schaft, ein freudiger Anlass zur Erinnerung und ein Ansporn, die neuen Herausforderungen tatkräftig
anzunehmen.

Denn auch nach 100 Jahren hat der Gewerkschaftsgedanke nichts von seiner Wicht igkeit  ver loren.

.Za/ t!*l frj*
{Klaus Wiesehügel)

1(50 lahre GGLF-Chronik, S. 13)

(Haio Wilms)
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Einleitung

Die Gewerkschaften im Agrarbereich bl icken in Deutschland auf eine mindestens 100-jähr ige
Geschichte zurück. Am 21. und22. Februar 1909 erfolgte im damaligen Haus derfreien Gewerkschaf-
ten am Berl iner Engelufer die Gründung des , ,Verbandes der Land-,  Wald- und Weinbergs-arbeiter
und -arbeiter innen Deutschlands",  der sich dann ab 1913 , ,Deutscher Landarbeiter-Verband" (DLV)

nannte. KurzeZeit darauf erwuchs ihm mit dem ,,christlich-national" orientierten ,,Zentralverband
der Forst-, Land- und Weinbergsarbeiter" eine ernsthafte Konkurrenz. Nach dem Zweiten Weltkrieg
schlossen sich dann Gewerkschafter beider Richtungen zur , ,Gewerkschaft  Gartenbau, Land- und
Forstwir tschaft"  zusammen und überwanden so die weltanschaul iche Spaltung der Arbeitnehmer
auch im Agrarbereich.

Schon 20 Jahre vor Gründung des DLV hatten sich in Hamburg 1889 erstmals Arbeitnehmer im
Gartenbau gewerkschaft l ich zusammengeschlossen. Damit ver längert  s ich der Zeitraum gewerk-

schaft l icher Selbsthi l fe in den landwirtschaft l ichen Berufen sogar auf 120 Jahre. Auch sie dürfen
in einer kurzen Geschichte der Gewerkschaften im Agrarbereich nichtfehlen.

Die folgende Darstel lung verfolgt das Ziel ,  die histor ische Entwicklung der Gewerkschaften im
Bereich des Gartenbaus, der Land- und der Forstwir tschaft  über diesen langen Zeitraum in ihren
Grundzügen darzustel len. Zur Debatte stehtso die Frage nach den zentralen Handlungsfeldern der
hiertät igen Gewerkschaften, nach ihren tar i f -  und sozialpol i t ischen Erfolgen, aber auch nach ihren
Misserfolgen und Niederlagen.

Zugleich sol l  der Versuch unternommen werden, das gewerkschaft l iche Handeln der GGLF und
ihrerVorläuferorganisat ionen in die pol i t ischen,wir lschaft l ichen und sozialen Rahmenbedingungen
der letzten 100 Jahre, aber auch in die al lgemeine Entwicklung der Arbeitnehmerbewegung in
Deutschland einzubetten. Dabei prägten nicht nur die sich verändernden pol i t ischen Rahmenbe-
dingungen - über das Kaiserreich, die Weimarer Republ ik,  die NS-Diktatur und die Bundesrepubl ik
Deutschland * das gewerkschaft l iche Handeln. Zugleich war der Agrarbereich selbst einem wirt-
schaft l ichen Strukturwandel ohnegleichen unterworfen. Während am Ende des Kaiserreichs noch
rund zwei Fünftel  und zu Beginn der 1950er-Jahre immerhin noch mehr als ein Fünftelder Beschäf-
t igten in der Landwirtschaft  ihr Auskommen fanden, ist  der Agrarsektor heute, zumindest was die
Zahl der {abhängig} Beschäft igten betr i f t ,  auf eine wir lschaft l iche Restgröße geschrumpft .



Ein derart iger histor ischer Rückbl ick kann viel le icht auch einen kleinen Beitrag dazu leisten, über
den gegenwärtigen Standort und die Zukunftsaufgaben gewerkschaftlicher Politik Klarheit zu
erlangen. Sicherl ich lassen sich dabei aus dem Bl ick in die Geschichte keine detai l l ierten Hand-
lungsanweisungen für eine gewerkschaft l iche Posit ionierung in den anstehenden pol i t ischen

Tagesfragen ablei ten. Doch kann eine Bestandsaufnahme dert ief  grei fenden histor ischen Umbrü-
che im vergangenen Jahrhundert  und der mit  ihnen einhergehenden Reakt ionen und Wandlungen
der Arbeitnehmerorganisat ionen mögl icherweise dazu beitragen, die auch von renommierten
gewerkschaftsnahen Beobachtern konstat ierte . ,0r ient ierungskrise" im Gewerkschaftslager durch
ein besseres Verständnis der eigenen Vergangenheit  ein Stück weit  zu überwinden.

Dr. phil. Bainer Fattmann"

*Dr. phil. Rainer Fattmann, freiberuflicher Historiker der sich seit Jahren mit der Geschichte der nationalen und internationalen Gewerk-
s ch aft sb ew e gun g b e s ch öfti gt.
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Voraussetzungen:
Lohnarbeit und Klassenbildung
lm Verlauf des 19. Jahrhunderts bildete sich, zunächst in West- und Mitteleuropa, die Arbeiter-
schaft  als neue und schnel l  wachsende gesel lschaft l iche Sozial formation, Schicht oder Klasse
heraus. Am Ende des Jahrhunderts hatten die Arbeitnehmer dann ein weitverzweigtes Geflecht
von Interessen- und Selbsthi l feorganisat ionen geschaffen. Einen zentralen Bestandtei l  dieser
Arbeiterbewegung bi ldeten die Gewerkschaften. Um ihre Entstehung und spätere Entwicklung
angemessen verstehen zu können, müssen zunächst die wicht igsten Veränderungen der wir t-
schaft l ichen, pol i t ischen und sozialen Rahmenbedingungen im Verlauf des 19. Jahrhunderts in
den Bl ick genommen werden.2

(l ) Arbeiterschaft, bürgerliche Gesellschaft und
i n d u stri e I I e Revo I uti o n

Ausgehend von England, durchl iefen die europäischen Gesel lschaften sei t  dem letzten Dri t tel  des
18. Jahrhunderts t ief  grei fende ökonomische Wandlungsprozesse. Die industr iel le Revolut ion
erreichte zunächst Frankreich, die Niederlande und Belgien, ehe sie seit der Mitte und besonders im
letzten Dri t tel  des 19. Jahrhunderts auch die Lebensverhältnisse in Deutschland grundlegend

umwälzte. Der wichtigste Treibsatz dieses Wandels waren Fortschritte in den Naturwissenschaften
und, damit  zusammenhängend, eine Vielzahl technischer Neuerungen. Sie reichten - um nur einige
der wicht igsten zu nennen - von der Erf indung der Dampfmaschine, die nicht nur den Einsatz mecha-
nisierter und industr ial is ierter Produkt ionsverfahren ermögl ichte, sondern durch die Eisenbahn und
die Dampfschifffahrt auch das Transportwesen revolutionierte, über neue physikalisch-chemische

Verfahren, die seit Ende der 1860er-Jahren beispielsweise den flächendeckenden Einsatz von Kunst-
dünger (u. a. Kali und Stickstoff) ermöglichten und die Erträge der Landwirtschaft in bisher uner-
reichte Höhen trieben, bis hin zu Neuerungen bei den zeitgenössischen .,Kommunikationstechnolo-
gien", durch die der Telegraf und schließlich das Telefon das Zeitalter der Postkutschen ablöste.

H inzu  kamen in  Deutsch land Veränderungen der  rech t l i chen und po l i t i schen Rahmenbed ingungen,
mi t  denen gerade d ie  p reuß ischen Reg ierungen den ökonomischen Rücks tand gegenüber  dem
Inselreich verr ingern wol l ten. Zu nennen ist  die Bauernbefreiung nach 1810, die wesent l ich zur
Herausbi ldung einer ländl ichen Unterschicht bei trug; ebenso wicht ig war die Gewährung der
Arbeitsvertragsfreiheit  durch die Preußische Gewerbeordnung 1845 und die Auf lösung der Hand-
werkszünfte und damitverbunden die Zug um Zug durchgeführte Einführung der Gewerbefreiheit
ebenfal ls sei t  1810. Hinzu kam mit  der Gründung des Deutschen Zol lvereins 1833/34, des Norddeut-
schen Bundes 1866 und wenig später des Deutschen Reichs unter Führung Preußens die Heraus-

'Zum Folgenden siehe insbes.: lürgen Kocka, Arbeitsyerhältnisse und Arbeiterexisteflzefl, Grundlagen der Klnssenbildung im
19. lahrhundert, Bonn 1990; Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 1800-1866, Bürgerwelt und starker Staat, München, 5.
AuJl., 1991, ders., Deutsche Geschichte 1866-1918, Bd. 1, Arbeitswelt und Bürgergeßt, München 1990, Bd. 2, Machtstaat vor
der Demokratie, München 1992; Gerhard A. Ritter Arbeiterschaft und Arbeiterbewegung in Deutschland. Vom Vormörz bis
zum Ende der Weimarer Republih Berlin, Bonn 1982; ders./Klaus Tenfelde, Arbeiter im Deutschen Kaiseneich 1871-1914,
Bonn 1992: Michael Schneider, Kleine Geschichte der Gewerkschaften, Bonn 2000; Klaus Schönhoven, Die deutschen Gewerk-
schaften, Frankfurt/M. 1987 sowie Hans-Ulrich Wehler Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 2 Von der Reformöra bis zur
industriellen und politischen ,,Deutschen Doppelrevolution' 1815-1845/49, München 1987, ders., Deutsche Gesellschaftsge-
schichte, Bd. 3, Von der .Deutschen Doppelrevolution" bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges 1849-1914, München 1995.



bi ldung eines einheit l ichen Handels- und Gewerberaums, in dem die bisher al lgegenwärt igen Zöl le
und Reisebeschränkungen an Bedeutung verloren und sich langsam ein Binnenmarkt für Waren
und Dienst leistungen herausbi ldete. Dies al les veränderte die Arbeitsbedingungen einer zuneh-
menden Zahl von Menschen binnen weniger Generat ionen so umfassend wie nie zuvor.  Deutsch-
land verwandelte sich innerhalb weniger Jahrzehnte von einem Agrarstaat in eine Industr ienat ion.

Begleitet wurde die Industrialisierung von einem wenn auch erst zeitversetzt einsetzenden enor-
men Wachstum der Bevölkerung. Die Lebenserwartung erhöhte sich sei t  dem späten 18. Jahrhun-
dert  kont inuier l ich. Insbesondere die Säugl ings- und Kindersterbl ichkeit  reduzierte sich, wenn
auch zunächst langsam und in den einzelnen Regionen unterschiedl ich. Eine sich al lmähl ich ver-
bessernde medizinische Versorgung, vor al lem aber wohl ein ausgeweitetes Nahrungsangebot
durch Ertragssteigerungen in der Landwirtschaft, später dann auch Fortschritte in der Hygiene
schlugen sich auch in Deutschland im letzten Dri t teldes 19. Jahrhunderts in einem rasanten Ein-
wohnerwachstum nieder.  Während auf dem Gebiet des Deutschen Reichs im Jahre 1870 40.8 Mi l-
l ionen Menschen lebten, st ieg diese Zahl über 49,3 Mi l l ionen 1890 auf nicht weniger als 64,4 Mi l l io-
nen im Jahr 1910. Anders als früher fand nunmehr ein stet ig wachsender Tei l  der Bevölkerung in
den Städten sein Auskommen. Um 1800 waren es gerade einmal etwa 10 Prozent in Gemeinden
mit über 5.000 Einwohnern, 1871 rund 24 Prozent;  danach erhöhte sich dieser Wert sehr schnel l
auf 38 Prozent im Jahr 1900 und auf 48 Prozent weitere zehn Jahre später.  lm Kaiserreich wuchsen
dann die Großstädte mit  über 100.000 Einwohnern besonders rasant Hier lebten 1910 21.3 Prozent
der Bevölkerung, 1871 waren es ledigl ich 4,8 Prozent gewesen.3

lm Verlauf der Industr ial is ierung und der Herausbi ldung kapital ist ischer,  auf Vertragsfreiheit  beru-
henderArbeitsbeziehungen löste das Bürgertum den Adel nach und nach als gesel lschaft l iche

Leit formation ab. Wirtschaft l iche Macht konzentr ierte sich zunehmend in den Händen bürgerl icher
Industr iel ler,  Handelsunternehmer und Bankiers. Zwar scheiterte die März-Revolut ion der Jahre
1B4B/49 und damit der Versuch der , ,Bourgeoisie",  ihre ökonomische Stel lung auch pol i t isch zu ver-
ankern. Und obwohl der Adel in 1870171 gegründeten Kaiserreich nach wie vor die wichtigsten
Schlüsselstel lungen im Mil i tär,  in derJust iz und derVerwaltung innebehiel t  und auch sein pol i t i -

scher Einf luss im , ,halbparlamentar ischen" Deutschen Reich beträcht l ich bl ieb: Die durchgängige
Charakter is ierung der zweiten Hälf te des 19. Jahrhunderts als , ,Zeital ter des Bürgertums" auch für
Deutschland bleibt plausibel,  denn es war das Bürgertum, an dessen Kultur und Wertvorstel lungen
sich die übrigen gesel lschaft l ichen Gruppen zunehmend or ient ierten -  oder gegenüber dem sie
sich abzugrenzen versuchten.

Bevölkerungs-
zunahme

Bürgerliche
Gesellschaft

Die Arbeiter-
f  m Zuge der forcierten Industr ial is ierung und paral lel  zur Herausbi ldung der bürgerl ichen Gesel l -  schaft
schaft gewann der Anteil der Arbeiterschaft - der Arbeiter und Arbeiterinnen und ihrer Familien -

zunehmend an Gewicht. Dabei bestimmte der Aufstieg der (fast immer) städtischen Fabrikarbeiter-

3Angaben nach Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866-1914, Bd. 1, S. 10
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Lebenslage der
Arbeiter

schaft  den Trend der Entwicklung und die Wahrnehmung der Zeitgenossen. Sie wurde zunehmend
a ls typ isch  fü r , ,d ie "  Arbe i te rschaf t  angesehen,  auch wenn s ie  gegenüber  anderen abhäng ig
Beschäft igten - den Heimarbeitern und Landarbeitern, dem Gesinde und den Dienstboten, den
Handwerksgesel len und Lehrl ingen - rein quant i tat iv gesehen lange Zeit  nur eine unter mehreren
Gruppen der, ,handa rbeitenden Klassen" darstel l te.

Die Lebenslage und die Lebenserfahrung derArbeiter und Arbeiter innen waren dabeisehr unein-
heit l ich und vari ierten nach Wirtschaftszweig, Betr iebsgröße, Beruf,  0ual i f ikat ion, Al ter,  Famil ien-
stand, Geschlecht und auch nach Region erhebl ich. So kamen etwa im Jahr 1863 Buchdrucker in
Leipzig auf einen Wochenlohn von sechs bis sieben Talern, die besonders gesuchten Maschinen-
bauer sogar auf etwa das Doppelte.  Arbeiter in der sächsischen Text i l industr ie hingegen verdien-
ten zum selben Zeitpunkt im besten Fal l  zweieinhalb Taler pro Woche.a Die häuf ig und lange Zeit
zum Großtei l  in Natural ien ausgezahlten Löhne der Arbeitnehmer auf dem Land - Landarbeiter,
Tagelöhner und Gesinde -f ie len in der Regel noch niedriger aus.5 Besonders prekär und kräfte
zehrend gestal tete sich generel l  die Lage der Arbeiter innen. Nicht al le in,  dass ihre Ent lohnung
auch bei gleicher Tät igkeit  hinter der jenigen der Arbeiter um bis zu 50 Prozent zurückbl ieb; auch
die Erledigung der Hausarbeit ,  die Betreuung der Kinder und, keineswegs selten, die Pf lege Hi l fs-
bedürf t iger und Alter wurde fast ausschl ießl ich ihnen aufgebürdet.

Doch so sehr sich die Lebenslage der einzelnen Arbeiter und Arbeiter innen auch voneinander
unterschied und so sehr ihre Arbeitseinkommen auch voneinander abwichen: Als zentrale Lebens-
erfahrungen al ler Arbeitnehmer erwies sich nunmehr ihre lebenslang ungesicherte ökonomische
Stel lung. Bei konjunkturel len Schwankungen, aber auch bei abnehmender Leistungsfähigkeit ,  bei
Krankheit  und Inval idi tät  drohten unmittelbare Verarmung, wenn nicht Siechtum und Tod.

Per Saldo jedoch und wiederum im Durchschnitt hat sich die materielle Lage der sogenannten ,,unter-
bürgerlichen Schichten" in den letzten beiden Dritteln des 19. Jahrhunderts wohl eher verbessert als
verschlechtert. Die Industrialisierung schuf insgesamt mehr Arbeitsplätze, als sie vernichtete. Hun-
gersnöte und -krisen gehörten in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts weitgehend der Vergangen-
heit an, und die Lebensenruaftung stieg, auch die der ,,handarbeitenden Klassen" bzw. der Arbeiter-
schaft. Die Schulpflicht wird schon in der ersten Jahrhunderthälfte durchgesetz! auch dies im Übrigen
durch den Staat und gegen den Widerstand der Fabrikanten, aber auch der Eltern. Sie vermittelte auch
nicht bürgerl ichen Kindern ein wenn auch zunächst nur sehr rudimentäres Maß an Bi ldung. lmmerhin
aber: Die Analphabetenquote sank, schon für 1850 wird sie für Preußen auf nur noch 20 Prozent der
über 10-Jährigen geschätzt 1872fi3waren es noch um die 12 Prozent.6 Das sollte sich für die Verbrei-
tung politischer ldeen (auch) in der Arbeiterschaft natürlich als von zentraler Bedeutung enrueisen.

Doch solch , ,durchschnit t l icher" und in der Auswirkung auf den einzelnen Menschen daher ganz
unterschiedl icher Verbesserungen zum Trotz:  Neben der erwähnten generel len Lebensunsicherheit
bl ieben die Arbeitsbedingungen der Arbeiter und Arbeiter innen äußerst hart  und unsicher,  der

aAngaben nach Schneider, Kleine Geschichte, S. 38.
sVgl. hierzu den folgenden Abschnitt I (2).
6Angaben nach Nipperdey, Deutsche Geschichte 1800-1866, S. 463



Lebensunterhalt  bl ieb dürf t ig.  Uberlange Arbeitszeiten bl ieben die Regel,1870 dürf ten sie im Schnit t
bei  78 Wochenstunden (einer 6-Tage-Woche) gelegen haben, Lärm, Staub, Enge, Hitze, schlechtes
Licht, ständige Unfallgefahr und hohe Krankheitsrisiken kennzeichneten vielerorts die Situation am
Arbeitsplatz. Die Wohnverhältnisse blieben ärmlich und häufig erbärmlich. Das Familienleben spielte
sich vor al lem in den Bal lungsräumen oft  unter unwürdigen Bedingungen ab. Häuf ig erwies es sich
als erforderl ich, gegen ein geringes Entgelt  das eigene Bett  für einige Stunden am Tag an einen
sogenannten , ,Schlafgänger" zu vermieten. 1875 beherbergten fast 25 Prozent der Bewohner Berl i -
ner Mietskasernen einen oder sogar mehrere dieser Schlafgänger,  1895 waren es immer noch fast
10 Prozent.  Und die Ausgaben für Nahrung, Kleidung und - in den Städten - die immer teureren
Mieten verschlangen fast das gesamte Einkommen der meisten Arbeiterhaushalte. Zugleich war
das Arbeitsklima vielerorts durch einen erniedrigenden Kasernenhofton bestimmt, mit dem Vorge-
setzte und Eigentümer mit , , ihren" Arbeitern umsprangen. Überhaupt charakter is ierte die deprimie-
rende Erfahrung sozialer Ausgrenzung und mangelnder Wertschätzung das Gefühl und die Mental i -
tät  der meisten Arbeiter und Arbeiter innen. Das begann beim Geduztwerden am Arbeitsplatz und
endete in der Veniveigerung angemessener pol i t ischer Tei lhabe etwa durch das Dreiklassenwahl-
recht in Preußen und, fast überall, in den kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften.

Der Niedergang und Verfalltradierler handwerklicher Produktionsformen und das Aufkommen indust-
r iel ler Fabrikarbeit ,  zumal in den sich herausbi ldenden urbanen Bal lungsräumen, die individuel le
Erfahrung sozialer Ungleichheit und der Verlust der Perspektive späterer Selbstständigkeit legten
schon in den 1830er- und 40er-Jahren die Grundlage für erste Zusammenschlüsse und ,,Associatio-
nen" der , ,handarbeitenden" Schichten. Dabei wurden keineswegs die Armsten der Armen Vor-
kämpfer der 0rganisat ionsidee. Führend waren vielmehr die Handwerksarbeiter und Gesel len. lhr in
vorindustr iel ler Handwerksehre wurzelnder Berufsstolz wehrte sich gegen die mit  der Industr ial is ie-
rung und Mechanisierung verbundene Entwertung ihrer Arbeit. Ein auf Initiative des Schriftsetzers
Stephan Born 1848 nach Berlin einberufener ,,Allgemeiner Deutscher Arbeiterkongress" stü?te sich
besonders auf solche Handwerks- und Facharbeiter und richtete umfangreiche sozialpolitische For-
derungen an die in Frankfurt tagende Nationalversammlung, die von der Best immung von Mindest-
löhnen und Maximalarbeitszeiten über die Einforderung einer progressiven Einkommenssteuer bis
hin zur Beschäft igung der Arbeits losen in staat l ichen Anstal ten reichten.

Zunächst jedoch wurden derartige frühe Formen der Arbeiter-Selbsthilfe in der Reaktionszeit der
1850er-Jahre schnel lwieder erst ickt.  Hierfür sorgte ein r igoroses Vereins- und Versammlungs-
recht.  1854 gipfel te dies in einem von al len deutschen Regierungen er lassenen förml ichen Koal i -
t ionsverbot,  mit  dessen Hi l fe die . ,0br igkeit"  sozialen Protest nach der misslungenen Revolut ion
1848149 zunächst erfolgreich unterband. Auf der anderen Seite versuchte der Staat durch erste
sozialpolitische Interventionen die schlimmsten Auswüchse der Industrialisierung abzumildern.
1849 fiel das berüchtigte ,,Truck-System", das heißt die Entlohnung der Arbeiter mit Waren anstelle
von Bargeldzahlungen - al lerdings nicht auf dem Land. Zu nennen sind weiterhin die Einführung

Erste Arbeiter-
organisationen

Reaktionszeit



Streiks

Gründungswelle
der Gewerk-

schaften

einer staat l ichen Fabrik inspekt ion ( in Preußen 1853);  erst  s ie ermögl ichte die Durchsetzung des
schon 1839 er lassenen,,Regulat ivs" zum Verbotvon Kinderarbeit  in Fabriken (frei l ich nicht in der
He imarbe i t  und auch n ich t  au f  dem Land) .Was s ich  jedoch weder  durch  po l i t i sche Repress ionen
noch durch die erwähnten Ini t iat iven zum ,.Arbeiterschutz" unterbinden l ieß, waren das Wachstum
der Arbeiterschaft  selbst und das unter den Arbeitern aufkeimende Bewusstsein der Zusammen-
gehörigkeit  durch das al l tägl iche Erlebnis des Interessenkonf l ikts mit  den Arbeitgebern.

Seit  der zweiten Hälf te der 1B60er-Jahre ent luden sich diese lnteressenkonf l ikte zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern erstmals auch in einerWelle von Streiks. Al lein zwischen 1869 und 1873
wurden rund tausend an 250 0rten gezählt .  Die Arbeitsniederlegung der Leipziger Buchdruckerfür

einen verbesserten Akkordlohn bi ldete 1865 den Auftakt und erweckte nicht nur
überregionales Aufsehen, sondern auch überregionale Sol idar i tät ,  nicht zuletzt
in  Form von Soenden derArbe i te r  auch aus  anderen Branchen.  lm Mai  1866
wurde der Deutsche Buchdruckerverband gegründet (als zweite Gewerkschaft
überhaupt nach den Zigarrenarbeitern im Dezember 1865).  1872 kam es dann im
Ruhrbergbau zu einem erbi t terten Arbeitskampf um höhere Löhne mit  rund
25.000 Streikenden, dem ersten Massenstreik in Deutschland überhaupt (wenn

man die 10.000er-Marke hierfür als Maßstab nimmt).  lnsgesamt streikten in die-
sem Jahr nicht weniger als 200.000 Menschen - der Streik war binnen weniger
Jahre zu einem zentralen Instrument im Interessenkonf l ikt  zwischen Arbeitern
und Unternehmern geworden. Zwar scheiterte der Arbeitskampf der Ruhrberg-
leute wie zuvor derjenige der Buchdrucker und auch die meisten anderen
Arbeitsniederlegungen. Dies lag nicht zuletzt  daran, dass keine Rücklagen für
eine Streikkasse exist ierten und daher kein Streikgeld gezahlt  werden konnte.
Die Konf l ikterfahrung des Streiks jedoch gab den wohl al les entscheidenden

-a lmpuls für die nun folgende gewerkschaft l iche Gründungswel le.

Die Streiks stärkten das Zusammengehörigkeitsgefühl der Arbeiter;  und langsam wurde klar,  dass
künft ige Arbeitsauseinandersetzungen ohne einen verfest igten organisator ischen Rückhalt  und
insbesondere ohne eine wohlgefül l te Streikkasse kaum erfolgreich geführt  werden konnten. Die
Gründungswel le der Gewerkschaften ver l ief  somit  nicht zufäl l igerweise paral lel  zur Mit te der
1860er-Jahre einsetzenden Serie von Arbeitsniederlegungen (die im Übrigen ihrerseits nicht zuletzt
durch die gute konjunkturel le Entwicklung der 1860er 'Jahre und damit durch vergrößerte Vertei-
lungsspielräume hervorgerufen wurde).  Den Zigarrenarbeitern und Buchdruckern folgten al lein
1868i69 Verbände der Bäcker,  Zimmerer,  Schuhmacher,  der Bau- und der Holzarbeiter,  der Metal l -
arbeiter und der Text i larbeiter.  Für Ende 1869 schätzt man die Mitgl iederzahl der Gewerkschaften
auf knapp 60.000 Personen, das waren 2-3 Prozent der damal igen Arbeiterschaft , lSTS lag die Mit-
g l iederzah ldann be i73 .000 und 1890,  nach e inem fu lminanten  Anst ieg ,  be i377.000 Menschen.T

TAngaben nach Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866-1918, Bd. 1, S. 321 und Schneider, Kleine Geschichte, S. 579.



Begünst igt  wurde die Gründungswel le der Gewerkschaften auch durch ein l iberaleres pol i t isches

Kl ima der 1860er-Jahre, in denen al te Gesetze zurückhaltender gehandhabt wurden. Dafür sorgten
der pol i t ische Liberal ismus sowie eine begrenzten Reformen aufgeschlossene (wissenschaft l iche)

Pub l iz is t i k  und ö f fen t l i che  Meinung,  1861 f ie l in  Sachsen das  Koa l i t ionsverbot ,  zwe iJahre  später
folgte das Herzogtum Weimar. Alswicht iger Durchbruch erwies sich die Gewerbeordnung des
Norddeutschen Bundes vom 21.  Jun i  1869,  d ie  kurz  darauf  in  das  neue Re ichsrecht  übernommen
wurde. lhr 5 152 hob das Koal i t ionsverbot ausdrückl ich auf,  garant ierte das Koal i t ionsrecht direkt
und imp l iz i t  auch das  St re ik rech t .s  Zwar  gab es  erheb l iche  E inschränkungen:  Insbesondere
ers t reck te  s ich  d ie  neue Fre ihe i t  n ich t  au f  d ie  Landarbe i te r .  auch n ich t  au f  das  Ges inde und d ie
Beamten. Und auch der , ,Koal i t ionszwang" wurde hart  untersagt,  worunter unter Umständen schon
das Streikpostenstehen oder gar nur die Mitgl iederwerbung verstanden werden konnten. Insge-
samt aber bedeutete die Gewerbeordnung eine , ,Art  soziales Grundgesetz des Kaiserreichs" unc
auch im Rückbl ick einen , ,gewalt igen Fortschri t t" .s

A l les  in  a l lem organ is ie r ten  s ich  in  Deutsch land se i t  M i t te  der  1860er -Jahre  immer  mehrAngehö-
r ige der rasch an Umfang gewinnenden Arbeiterschaft ,  um ihre Interessen selbst in die Hand zu
nehmen. Das Spektrum reichte von Versicherungseinr ichtungen (Reise-,  Kranken- und Sterbekas-
sen),  , ,Arbeitsnachweisen" (zur Stel lenvermit t lung),  Genossenschaften, einer Vielzahl neuer Arbei-
te rb i ldungsvere inen (zunächs t  o f t  un ter  dem Pat ronat  l inks l ibera le r  Bürger )  und se i t  M i t te  der
1860er -Jahre  eben auch von Gewerkschaf ten  über  d ie  Gründung e iner  V ie lzah l  e igener  Ze i tungen
bis hin zum Aufbau zweier Arbeiterparteien, die sich 1875 zur Sozial ist ischen Arbeiterpartei  zusam-
mensch lossen,  der  späteren  SPD.

Das pol i t ische Prof i l  d ieser Arbeiterbewegung insgesamt, und damit auch die Einstel lungen der frühen
Gewerkschaftsfunkt ionäre und -mitgl ieder,  wies dabei in der Frühphase dieser Entwicklung eine
erhebl iche Spannweite auf und war keineswegs so überwiegend sozial ist isch/sozialdemokrat isch
eingefärbt,  wie wir  dies aus späteren Jahrzehnten kennen.

Max Hirsch und Franz Dunckel zwei l inksl iberale Reformpol i t iker,  r iefen 1868 die ersten,,Gewerke-
vereine" ins Leben, die zunächst eine auffäl l ige Resonanz fanden und binnen Kurzem auf 30.000
Mitgl ieder kamen, das war rund die Hälf te der damals überhaupt gewerkschaft l ich organisierten
Arbeitnehmer und mehr, als die sozialdemokrat ischen Verbände zu diesem Zeitpunkt in die Waag-
scha le  wer fen  konnten . l0A l le rd ings  er l i t ten  s ie  schon 1869 e inen herben Rücksch lag ,  a ls  dervon
ihnen getragene Streik der niederschlesischen Waldenburger Bergarbeiter in einer dramatischen
Niederlage endete. Der von Hirsch und Duncker angeziel te,  nach Mögl ichkeit  schiedl ich-fr iedl iche
Interessenausgleich mit  den Arbeitgebern und ihr stärker auf Selbsthi l fe als auf Streik setzendes
Konzept gewerkschaft l icher Arbeit  gewannen durch die kompromisslose Haltung im Unternehmer-
lager auf die Dauer nur eine begrenzte Attrakt iv i tät .

Politische
Grundströmungen

Gewerkevereine

sBundesgesetzblatt des Norddeutschen Bundes Nr. 26, 1869, S. 281.
'So Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte 1849-1914, S. 160.
l0Angabe 

für 1869 nach Schneider, Kleine Geschichte, S. 579.
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Christliche
Gewerkschaften

,,Freie"
Gewerkschaften

Marx und Engels

Auch noch in den 1B60er-Jahren f inden sich die ersten Vorläufer der soäteren Christ l ichen
Gewerkschaf ten  -vor  a l lem in  der  Gegend um Aachen und im Ruhrgeb ie t .  D iese  , ,chr is t l i ch -
sozialen" Arbeitervereine stützten sich auf die Lehren und die Praxis chr ist l ich-kathol ischer
Soz ia l re fo rm,  deren Grund lagen in  Deutsch land insbesondere  von Ado lph  Ko lp ing  sowie  dem
Mainzer , ,Arbeiterbischof" und dem Zentrumspol i t iker Wilhelm Emmanuel Freiherr von Ketteler
ausgearbeitet  und dann mit  großer Brei tenwirksamkeit  verkündet wurden. Die chr ist l ich-katho-
l i schen Arbe i te rvere ine  vers tanden s ich  dabe idez id ie r t  a ls  no t fa l l s  s t re ik fäh ige  und -w i l l i ge

Gewerkschaften und keineswegs als bloße Harmonievereine. In dieser Haltung konnten sie sich
dann durch die Enzykl ika , ,Rerum Novarum" Papst Leos Xl l l .  aus dem Jahr 1891 bestät igt  sehen,
die den Wert derArbeit .  das Recht derArbeiter auf kol lekt ive Selbsthi l fe und die soziale Ver-
pf l ichtung des Staates betonte und die für die weitere Haltung der kathol ischen Kirche zur
, ,soz ia len  Frage"  maßgeb l ich  wurde.

Auffal lend ist ,  dass die Christ l ichen Gewerkschaften sehr rasch den Weg zum Gesamtverband
beschri t ten haben, d. h.  noch bevor ein ausgebautes System von Einzelverbänden bestand. So
waren der  Ma inzer  und der  Frank fur te r  Kongress  (1899 b2w.1900)ke ineswegs Endpunktder
Gründungsgeschichte der Christ l ichen Gewerkschaften, sondern sie wirkten vielmehr als St i-
mu lans  fü r  loka le  und reg iona le  Neugründungen und sch l ieß l i ch  fü r  d ie  B i ldung von, ,Zent ra l -
verbänden" ,  sch l ieß l i ch  auch e ines  Zent ra lverbandes der  Landarbe i te r .  Der  Gesamtverband
prägte, sei t  1903 unter der prof i l ierten Führung Adam Stegerwalds als langjähriger General-
sekre tär ,  in  den fo lgenden dre iJahrzehnten  en tsche idend d ie  Po l i t i k  der  chr is t l i chen Gewerk-
schaftsbewegung. Sein überkonfessionel ler Anspruch bl ieb lange Zeit  str i t t ig,  konnte aber im
ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts durchgesetzt werden. Al lerdings bi ldete die kathol ische
Arbe i tnehmerschaf t  auch danach das  Rückgra t  der  Chr is t l i chen Gewerkschaf ten . l l

Die Zukunft  sol l te al lerdings der sozial ist ischen oder sozialdemokrat ischen - , , f reien" -  Gewerk-
schaftsr ichtung gehören, die sich pol i t isch eng an die , ,Sozial ist ische Arbeiterpartei  Deutschlands"
anlehnte, zu der sich der 1863 gegründete . .Al lgemeine Deutsche Arbeiterverein" Ferdinand Lassal-
Ies  und d ie  sogenannten , ,E isenacher "  um August  Bebe lund Wi lhe lm L iebknecht  l875zusammen-
geschlossen hatten. Sie überf lügelte bis zur Jahrhundertwende die chr ist l iche und Hirsch-Dunck-
ersche Richtung beiWeitem. 1890 zählten ihre Verbände 294.500 Mitgl ieder,  1900 berei ts rund
680.000; die chr ist l ichen kamen zum Jahrhundertbeginn auf 77.000 und die Gewerkevereine auf
etwa 91.500 Mitglieder.

Wie aber ist  dieser absolute wie relat ive Aufschwung der freien Gewerkschaften zu erklären,
warum l ießen sie die übrigen Gewerkschaftsr ichtungen so deut l ich hinter sich? Zunächst ist  hier-
bei zu bedenken: Sowohl die sozialdemokrat ische Partei  wie auch die freien Gewerkschaften
machten sich im letzten Vierteldes 19. Jahrhunderts die von Karl  Marx und Friedr ich Engels in Lon-
don entwickelte Spielart  des Sozial ismus zu eigen (sei tens der Parteischlug sich dies 1890 im jahr-

11Eine gute Orientierung bietet der Überblick von Manfred Spieker, Zwischen Romantik und Revolution. Die Kirchen und die Soziale
Frage im 19. Jahrhundert, in: Die neue Ordnung, 55. Jg., H. i/2001, S.2-12.



zehntelang - bis 1925 - gül t igen , ,Erfurter Programm" nieder).  lhre Form der Weltdeutung gewann

im , ,Proletar iat" ,  als dessen Angehörige sich viele Arbeiter nun durchaus mit  Stolz bezeichneten,
im letzten Viertel  des 19. Jahrhunderts immer mehr Anhänger.  Denn das in der Arbeiterschaft
zunehmende Gefühl gesel lschaft l icher Missachtung und pol i t ischer Ausgrenzung schien die zen-
tralen Annahmen der marxist ischen Lehre immer wieder zu bestät igen: Trat ihnen der Staat etwa
nicht,  wie von Marx und Engels herausgearbeitet ,  in der tägl ichen Lebenspraxis immer wieder als
Gegner entgegen, als, ,Klassenstaat",  der al le in die Interessen der Herrschenden vertrat und die
lnteressen der Besitz losen missachtete? Hatten sie die al lenthalben zu beobachtenden Konzentra-
tionsprozesse wirtschaftlicher Macht nicht zutreffend vorhergesagt? Und schien nicht auch die
nach181U73 einsetzende langjährige Konjunkturkr ise die von Marx prognost iz ierte, ,Verelendung"

der Proletar ier für v iele bi t tere Wirkl ichkeit  werden zu lassen und zudem die zunehmende Krisen-
anfäl l igkeit  der kapital ist ischen Wirtschaftsweise zu bestät igen? Kurzum: Die Erfahrungen vieler
Arbeiter in der al l tägl ichen Lebens- und Arbeitswelt  schienen zentrale marxsche Lehrsätze immer
wieder ganz konkret zu bestät igen. Hatten Lassal le und seine Anhänger durchaus noch auf einen
Pakt der Arbeiterschaft mit dem Staat gesetzt, und zwar mit dem bestehenden, so setzte die sozial-
demokrat ische Arbeiterbewegung am Ende des 19. Jahrhunderts,  zumindest in der Theorie und
dem Anspruch nach, auf dessen Überwindung.

Den wohl wicht igsten, wenn auch ungewol l ten Beitrag für die Durchsetzung der marxist ischen
Gesellschaftslehre in weiten Teilen der Arbeiterschaft leistete der wilhelminische 0brigkeitsstaat
dabei durch das sogenannte ,,Sozialistengesetz". Am 19. Oktober 1878 wurde auf Betreiben Bis-
marcks das , ,Gesetz gegen die gemeingefährl ichen Bestrebungen der Sozialdemokrat ie" lz mit  den
Stimmen der Konservat iven Partei  und der Mehrheit  der Nat ional l iberalen gegen den Widerstand
von SPD, Zentrum und l inksl iberaler Fortschri t tspartei  durchgesetzt,  wonach . .Vereinigungen, wel-
che durch sozialdemokrat ische, sozial ist ische oder kommunist ische Bestrebungen den Umsturz
der bestehenden Staats- oder Gesellschaftsordnung bezwecken", zu verbieten waren. Zunächst
auf drei Jahre befristet, verlängerte es der Reichstag immer wieder bis zum Jahr 1890. Das Gesetz
unterdrückte die Sozialdemokrat ie und ihre Vorfeldorganisat ionen. Dies betraf auch die sozialde-
mokrat isch or ient ierten Gewerkschaften, darunter al le in 17 Einzelverbände sowie zahlreiche lokale
Vereine und Unterstützungseinr ichtungen. Die an sich in der Gewerbeordnung garant ierte Koal i t i -
onsfreihei twurde umgangen, indem man sie zu pol i t ischen Vereinigungen erklärte (weitgehend

unbehel l igt  bl ieben die Hirsch-Dunckerschen Gewerkevereine).  Al les in al lem: Den roten , ,Staats-
feinden" sol l te endgült ig das Handwerk gelegt werden.

Was geschah,  war  das  genaue Gegente i l .  A ls  zwö l f  Jahre  nach se iner  Verabsch iedung,  im
Herbst 1890, das Sozial istengesetz endl ich f ie l ,war die Sozialdemokrat ie zur stärksten Partei im
Reich aufgest iegen. Und die freien Gewerkschaften zählten 1892 mit52 selbstständigen 0rgani-
sat ionen gut drei  Mal sovielwie noch 1878. Sie waren so auf dem besten Weg zur Massenbewe-
gung. Weder die , ,Peitsche" der Repression noch die komplementär hierzu -  gewissermaßen als

, ,Zuckerbrot" -  konzipierte bismarcksche Sozialpol i t ik der 1880er-Jahre (Einführung einer Kran-

,,Sozialisten-
gesetz"

I'RGBI Nr. 34, 1878, S. 351-58.
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ken' und Unfal lversicherung 1883/84 sowie der Alters- und Inval idenversicherung 1889) hatten
hieran etwas ändern können.

Nach dem Auslaufen der Sozialistengesetze beschlossen dann die Vorstände der schnell neu gegrün-
deten freien Gewerkschaften den Zusammenschluss unter dem Dach einer ,.Generalcommission". Sie
koordinierte fortan ihre Politik und vertrat sie nach außen - gegenüber dem Staat, der Öffentlichkeit
und auch gegenüber der sozialdemokratischen Partei. 0bwohl die Einzelverbände ihre Autonomie
auch weiterhin wahrten und allein sie für Tarifpolitik und Arbeitskämpfe zuständig blieben, gewann die
Generalkommission bald eine gewisse Führungsfunl(ion innerhalb derfreien Gewerkschaftsbewe-
gung. Carl Legien, der im Alter von nicht einmal 30 Jahren zu ihrem ersten Vorsitzenden gewählt wor-
den war und der sie bis zu seinem Tod im Dezember 1920 leiten sollte, gewann so, neben August Bebel
und Wilhelm Liebknecht als den Führern der SPD, bald den Status eines allseits anerkannten Reprä-
sentanten nicht nur der Gewerkschaften, sondern der sozialdemokratisch orientierten Arbeiterbewe-
gung überhaupt.  1906 wurde die Generalkommission durch das , ,Mannheimer Abkommen" von der
SPD als neben der Parteiführung gleichberechtigtes Leitungsgremium der sozialistischen Arbeiterbe-
wegung anerkannt und als politische Zentralinstanz der Gewerkschaftsbewegung bestätigt.

Gründungsmitgl ied der Generalkommission war auch eine freigewerkschaft l iche Gärtnervereini-
gung, die 1889 in Hamburg aus derTaufe gehoben worden war und von derweiter unten noch
berichtet wird.13 Sie bl ieb jedoch für lange Zeit  die einzige gewerkschaft l iche Vertretung der Arbei-
ter aus dem agrar ischen bzw. agrarnahen Bereich. Mit  den Gründen hierfür beschäft igt  s ich der
folgende Abschnit t  der Darstel lung.

(2) Die Landarbeiterschaft im Kaiserreich:
zwi s c h e n g utsh e rrl i c h e r B evo rm u n d u n g u n d La n dfl u c ht

Die 0rganisat ion von Arbeitnehmerinteressen in Gewerkschaften, Genossenschaften und Parteien
spiel te sich zunächst in den aufstrebenden Städten ab, zumal in den Großstädten und den sich aus-
dehnenden Gewerberegionen an der Ruhr und in Mit teldeutschland. Dagegen konnte die Arbeiter-
bewegung (egal welcher pol i t ischen Ausrichtung) auf dem Land nur schwer und vergleichsweise
spät Fuß fassen. Woran lag dies, und welche strukturel len Gegebenheiten waren hierfür verant-
wort l ich? Und wer ist  überhaupt gemeint,  wenn von der Landarbeiterschaft  in Deutschland in den
Jahrzehnten des Kaiserreichs die Rede ist?ta

Die Beseit igung der Leibeigenschaft  und der Grundherrschaft  im frühen 19. Jahrhundert  hatte den
Bauern die Bewirtschaftung eigener Höfe, die Bewegungsfreiheit  und ab 1850 den Zuzug in die
Arbeit  versprechenden industr iel len Zentren ermögl icht,  aber sie beseit igte mit  den Bindungen an
die Grundherren auch tradierte soziale Schutzverpf l ichtungen, und sie führte, vor al lem in 0stpreu-

liVgl. Kap. lI (1).
laZum Folgenden siehe neben den in Anm. I genannten Überblicksdarstellungen: Wilhelm Abel, Agrarpolitih 3. Aufl' Göttingen 1967
Friedrich-Wilhelm Henning, Landwirtschaft und löndliche Gesellschaft in Deutschland, Bd. 2, 1750-1976, Paderborn 1978; Ernst Klein,
Geschichte der deutschen Landwirtschaft im Industriezeitalter Wiesbaden 1973; ausgesprochen aufschlussreich sind darüber hinaus die
zahlreichen zeitgenössischen Untersuchungen, insbesondere: Max Weber, Die Lage der Landarbeiter im ostelbischen Deutschland, in.
Max-Weber-Gesamtausgabe; Abt. 1, Bd. j, Tübingen 1984 (Erstveröfentlichung 1892) sowie Georg Friedrich Knapp, Die Bauernbefrei-
ung und der Ursprung der Landarbeiter in den ölteren Theilen PreuJ3ens, Leipzig 1887.



ßen, zu einem neuen Landproletar iat ,  das die vorher durchaus schon bestehenden unterbäuerl ichen
Schichten ergänzte. Die von einer reformbereiten Beamtenschaft  gehegte Hoffnung, dass die
Bauernbefreiung aus schwer bedrückten Untertanen freie und arbeitsame Staatsbürger machen
würde, erwies sich so mehrheit l ich als l l lusion. Zu kleine Höfe und jahrzehntelange Ablösezahlun-
gen an die ehemaligen Grundherren l ießen viele von ihnen in der Landarbeiterschaft  aufgehen,
auch wenn häuf ig der Nebenerwerb auf einem kleinen Stück Land übl ich und das Gefühl,  eigent-
l ich ein Bauer (und eben kein Arbeiter)  zu sein, lebendig bl ieb.

Die soziale Zusammensetzung des ,,Landproletariats" gestaltete sich im ausgehenden 19. und frü-
hen 20. Jahrhundert dann mindestens so uneinheitlich wie diejenige der Industriearbeiterschaft.
Rechnet man die stat ist isch oft  nicht nachgewiesenen, fakt isch aber regelmäßig in der Landwirt-
schaft  eingesetzten Frauen und äl teren Kinder der Landarbeiter hinzu, so umfasste das Landprole-
tar iatzwischen den 1870er-Jahren und dem ErstenWeltkr ieg stets rund sechs Mil l ionen Men-
schen. Diese Arbeiterschaft  auf dem Land unterschied sich nach ihrem Rechtsstatus und ihrer
Arbeitsfunktion, nach der Art ihrer Entlohnung durch Bargeld oder in Naturalien (als ,,Deputat")
erhebl ich. Die mater iel len Lebensumstände darf  man sich nirgendwo idyl l isch vorstel len, doch wie-
sen die Lebensverhältnisse hinsicht l ich der (Un-)Sicherheit  des Arbeitsplatzes und der Stel lung des
Landarbeiters gegenüber dem Arbeitgeber,  Bauern oder Gutsherrn eine große Spannweite auf und
waren von Ort zu 0rt ,  von Arbeitgeber zu Arbeitgeber und je nachdem, ob und in welchem Maße
noch Ei genbesitz vorha nden war, a ußerordentlich versc hieden.

Lange Zeit  noch exist ierten auch zahlenmäßig häuf ig anzutreffende Zwischenformen zwischen
abhängigem Lohnarbeiter und selbstständigem Landwirt .  Dazu zählten die besonders in Süd-,  Mit-
tel- und Westdeutschland verbreiteten Besitzer von bäuerlichen Kleinstellen, die den Zeitgenossen
als , ,8üdner",  , ,Häusler" oder , ,Kätner" bekannt waren. Die sogenannten , ,Heuerl inge" im Nord-
westen nahmen eine Art Mittelstellung zwischen Arbeitern und Pächtern ein. All diese Gruppen
verfügten über gepachtetes oder eigenes Land, das die Famil ie jedoch nichtvol l  und manchmal
auch nurzu einem Bruchtei ldes Erforderl ichen ernähren konnte. Siewaren auf weiteres Einkom-
men angewiesen, das sie oft  als freie Tagelöhner in der Landwirtschaft  erziel ten (oder auch durch
vielfache Formen der Heimarbeit etwa im Textilgewerbe). Das Verhältnis zwischen Haupt- und
Nebenerwerb, zwischen (überwiegend) abhängiger und selbstständiger Tätigkeit war hier oft fl ie-
ßend und änderte sich schnel l ,  auch entsprechend derlewei l igen Koniunktur.  Dies schlug sich im
Übrigen auch in den zeitgenössischen Stat ist iken nieder;  die Zahlen der Landwirte und der Landar-
beiter schwankten extrem, je nach Zählweise und Zuordnungskategorien. Insgesamt jedoch nahm
ihre Zahl ab, mehr noch aber die Bedeutung des selbstständig erwirtschafteten Einkommensanteils
für die Existenzsicherung. Dafür waren viele Gründe verantwortlich, der wachsende Konkurrenz-
druck der großen Höfe und später der ausländischen Konkurrenz zählte dazu, auch die weitverbrei-
tete , ,Realtei lung",  d.  h.  die Auftei lung des Hofes unter al len männl ichen Erben und infolge dessen
die Zerspl i t terung des Eigenbesitzes in immer kleinere Einheiten. Dennoch zählte die Volks- und
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,,Deputanten"

Gutstagelöhner

,,Hofgänger"

Gesinde

Berufszählung des Jahres 1907 immerhin noch rund 259.000 Landarbeiter mit  eigenem oder
gepachtetem Land15, die Zahl der, ,unechten",  d.  h.  in Wirkl ichkeit  überwiegend abhängig beschäf-
t igten Kleinbauern dürf te bei einem Mehrfachen dieser Angabe gelegen haben.16

Anders als die genannten Klein(st)besi tzer eines Stückchens Land sind die sogenannten , ,Deputan-
ten" eindeutig zur Landarbeiterschaft zu zählen. Sie erhielten ein sogenanntes Deputat - aus Getreide,
Kartoffeln,  Mi lch, Holz etc.  -  und manchmal (zusätzl ich oder al ternat iv) auch eine bescheidene
Anbaufläche zur Eigenbewirtschaftung. lm Gegenzug mussten sie ihre Arbeitskraft  (und auch die
ihrer Famil ie) an einerfestgelegten Zahl von Tagen - und das konnten durchaus an die 200 im Jahr
sein -  für einen niedrigen Jahres- oder Tagelohn dem Gutsherrn oder Bauern zur Verfügung stel-
len; Leistungen und Gegenleistungen der zu Grunde l iegenden Kontrakte bezogen sich dabei auf
die gesamte Famil ie,  nicht al le in auf den einzelnen Arbeiter.

Neben den Deputanten nennt die Li teratur als zweite wicht ige Gruppe der Landarbeiter die eben-
fal ls, ,kontrakt l ich" langfr ist ig gebundenen Gutstagelöhner.  Sie lebten auch in den Jahrzehnten vor
dem Ersten Weltkr ieg noch fast genauso wie in der Zeit  der Leibeigenschaft  vor der Bauernbefrei-
ung. Öst l ich der Elbe gab es sie weitaus am häuf igsten, dort  hießen sie Inste,Inst leute, Hoftagelöh-
ner,  Lohngärtner und ähnl ich. lhrVerhältnis zu den Dienstherren ähnelte in manchem demjenigen
der Deputanten. Sie erhiel ten vom Arbeitgeber neben einem kleinen Barlohn in der Regel ein klei-
nes Stück Land zur Eigenbewirtschaftung und gegebenenfal ls freie Weide und Winterfutter für
etwas Vieh. Die Kontrakte hatten eine lange Laufzeit  ( formal meist halbjähr l ich, fakt isch aber nicht
sel ten unbefr istet)  und verpf l ichteten nicht nur zur dauernden Arbeits leistung der Gutstagelöhner
selbst,  sondern auch ihrer Frauen, besonders während der Ernte.

Während der Erntezeit  waren die Gutstagelöhner in al ler Regel zusätzl ich dazu verpf l ichtet,  eine
oder mitunter auch zwei erwachsene Personen als zusätzl iche Arbeitskräfte zu stel len, das konn-
ten Famil ienmitgl ieder sein oder auch Dri t te,  die sogenannten , ,Scharwerker" oder , ,Hofgänger".
Sie waren, unter dem doppelten Druck der Gutsherren und der Tagelöhner,  auf der untersten
Sprosse der sozialen Stufenlei ter auf dem Land angesiedelt .  Eines der wenigen Selbstzeugnisse
berichtet,  , .dass die meisten Hofgänger eben nicht als Menschen sondern als Arbeitst iere gehalten
werden.  [ . . . ]Denn derTage löhnersucht  ja  sov ie l  Nutzen w ie  mög l ich  aus  se inem Hofgänger
herauszusch lagen. "17

Neben der Tagelöhnerschaft  exist ierte als weitere Großgruppe der Landarbeiter das Gesinde. 1882
umfasste dessen Zahl etwa 1.57 Mil l ionen Menschen. ls Es bestand auf dem Land hauptsächl ich aus
den fast immer unverheirateten Knechten und Mägden aufden Gütern und größeren Bauernhöfen,
die zumeist durch Jahresverträge an ihre , ,Herrschaft"  gebunden waren. lm 19. Jahrhundert  gal ten

15Statistik des Deutschen Reiches, Bd. 211, S. 124.
16Das genaue Ausmaf ist nur schwer abschötzbar; vgl. Ritter/Tenfelde, Arbeiter im Kaiserreich, S. 220.
l7Hofgöngerleben in Mecklenburg. Selbsterlebtes und Selbsterschautes, von einem Beiliner Arbeitslosen. Mit einem Vorwort von
A.[ugust] Bebel, Berlin 1896, S. 19 f.
lsAngabe nach Kocka, Arbeitsverhältnisse, S. 156; darin sind auch die stödtischen Dienstboten, etwa die Hausmödchen, enthalten.



fast überal l  in Deutschland Gesindeordnungen, die diese Form des Arbeitsverhältnisses eisern und
immer zulasten der Arbeitnehmer regul ierten. Zumal das dem Dienstherrn vielerofts und lange zuer-
kannte , .unmit telbare" Zücht igungsrecht zeigt drast isch den repressiven Charakter dieser Art  des
Arbeitsrechts. Zwar wurde diese direkte Form der Arbeitnehmerdrangsalierung im Verlauf der Bera-
tungen des zum 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Bürgerlichen Gesetzbuches auf Antrag von SPD
und Zentrum endlich abgeschaft; das etwa in der einflussreichen Preußischen Gesindeordnung von
1810 verbriefte ,,Recht" der Herrschaft auf ,,mittelbare" Züchtigung des Gesindes - damit waren
gewissermaßen ,,verdiente" Tätlichkeiten der Herrschaft gegen ,,unbotmäßiges" Dienstpersonal
gemeint-  bl ieb hingegen bis zum Ende des Kaiserreichs in Kraft . ls Der Gesindedienst mit  seinem von
Autor i tät  und Gehorsam geprägten Machtgefäl le war eine lebenszykl ische Grunderfahrung, die
viele, v iel le icht ein Dri t tel  oder sogar die Hälf te der Arbeiter und Arbeiter innen auf dem Lande durch-
liefen; sie endete zumeist mit der Verheiratung, dann wurden aus Knechten und Mägden Deputanten,
Instleute und zunehmend freie Tagelöhner. Lebenslange Gesindetätigkeit war eher selten,

Vornehmlich sei t  der zweiten Hälf te des 19. Jahrhunderts trat  neben den oben erwähnten Gruppen
der Häusler,  Kätner und Büdner,  der kontrakt l ich langfr ist ig gebundenen Arbeiterwie der Inst leute
und des Gesindes auch in der Landwirtschaft  die freie Lohnarbeit  immer stärker in Erscheinung.
Die Zahl der landlosen, formal , , f reien",  ungebundenen und in ihrer Existenz völ l ig ungesicherten
Tagelöhner wuchs nun - auch infolge der Bevölkerungsexplosion - schnel l  und unumkehrbar an.
Seit Mitte der 1870er-Jahre dürfte sie die Mehrheit der Arbeiter auf dem Land umfasst haben. lhre
Verdienstmöglichkeiten hingen ganz von dem Rhythmus der Natur (und der Konjunktur) ab; regel-
mäßige ganzjährige Arbeit  war die Ausnahme, zunehmend auch deshalb, wei l  technische Neue-
rungen wie etwa die Dreschmaschine die Winterarbeit  erhebl ich verkürzten und die Arbeit  immer
mehr auf die saisonalen Spitzen vertei l te.  Freie Tagelöhner erhiel ten einen festen Tagelohn, der in
der Regel durch die Gewährung ganzer oder halber Kost ergänzt wurde. Freie Tagelöhnerei  war
fast immer Schwerst-  und Akkordarbeit .  Der Arbeitstag dauerte während der Ernte von Sonnenauf-
gang bis -untergang. Dabeikamen neben den Frauen derTagelöhnerfamil ien auch die Kinder
(schon ab sechs Jahren) zum Einsatz, die Schulen unterstützten dies und gaben ,,Kartoffelferien".

Zu den Tagelöhnern im engeren Sinn zählten auch die Saisonarbeiter,  welche die ostelbischen
Gutsherren und Großbauern sei t  den 1880er-Jahren vermehrt einsetzten, um der nun beginnenden

,,Leutenot" auf dem Land zu begegnen. Das Los dieser meist russisch-polnischen Landarbeiter und
-arbeiter innen war besonders bedrückend und viel fach auch nach zeitgenössischen Maßstäben
schl icht menschenverachtend. Ausschl ießl ich in den Spitzenzeiten der Ernte angeheuert ,  wurden
sie in ,,Schnitterkasernen" untergebracht, die häufig schlechter als die primitivsten Viehställe ein-
gerichtet waren. Minimal ent lohnt und jederzeit  abschiebbar,  lebten sie fakt isch in einem Zustand
vol lständiger Recht losigkeit .  1914 erfasste die Stat ist ik eine halbe Mi l l ion solcherWanderarbeiter,
darunter zur Hälf te Arbeiter innen, tatsächl ich dürf ten es sehr viel  mehr gewesen sein.

teZur Entwicklung des Arbeits- und Gesinderechts auf dem Lanil siehe lens Flemming Obrigfteitsstaat, Koalitionsrecht und Landarbei-
terschaft. Zur Entwicklung des löndlichen Arbeitsrechts in Preufen zwischen Vormörz und Reichsgründung in: Hans-lürgen Puhle und
Hans-Arich Wehler (Hg.), Preufen im Rückblick, Göttingen 1980, S. 247-272 sowie die zeitgenössische Darstellung von Fritz Faaf, Die
Rechtsverhöltnisse iler staats- und forstwirtschaftlichen Arbeiter Deutschlands. Dargestellt im Spiegel der gegenwörtigen Rechtspre-
chung Berlin 191j.
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Die Arbeitsbedingungen auf dem Land waren hart ,  im Fal l  der, , f reien Tagelöhner" zusätzl ich
extrem unsicher.  Landarbeit  bedeutete oft  und besonders während der Ernte körperl iche Schwerst-
arbeit ,  die gerade auf den Gutshöfen von,,Vögten",  einerArtVorarbeiter,  häuf ig geradezu mil i tä '
r isch organisiert  und angelei tetwurde. Dabeierwies sich die mater iel le Lage der Landarbeiter als

denkbar bescheiden, die Lebensbedingungen und Wohnverhältnisse waren häuf ig äußerst armse-
l ig.  Zwar zogen seit  den 1890er-Jahre auch die Löhne der Landarbeiter etwas an, auch wenn sich
genaue Durchschnit tszahlen angesichts der sehr großen Dif ferenzen zwischen den Regionen, den
Arbeiterkategorien und den Geschlechtern kaum je ermit teln lassen werden. 1892 erhiel ten etwa
männl iche Tagelöhner im Regierungsbezirk Kösl in in Pommern einen Tagelohn von rund 1,25 bis

2,50 Mark im Sommer und 0,75 bis 1,50 Mark im Winter;  das ergab (unter der überopt imist ischen
Annahme ganzjähriger Beschäft igung) ein jähr l iches Bruttoeinkommen von etwa 600 Mark. Die
durchschnit t l ichen Jahreslöhne in Industr ie und Handwerk lagen in diesem Jahr bei 726 Mark, also

etwa ein Fünftel  höher,  Facharbeiter konnten deut l ich darüber hinauskommen. Nun waren die land-

losen Tagelöhner innerhalb der Landarbeiterschaft  durchschnit t l ich wohl mit  am schlechtesten
gestel l t  (nur das Gesinde verdiente tei lweise noch weniger):  Doch auch die Einkommen der Häus-

ler,  des Gesindes und der relat iv noch am besten gestel l ten Inst leute bl ieben deut l ich hinter dem
zurück, was für ein gerade einmal auskömmliches Leben - auch nach zeitgenössischen Maßstä-

ben - nöt ig war,  und zunehmend auch weit  hinter dem, was in den Städten verdientwerden
konnte.20

Eine Reakt ion auf diese Verhältnisse war die Abwanderung vom Land in die Stadt.  Zumal die Land-

arbeiter 0stpreußens, Westpreußens, Posens, Pommerns, Schlesiens und der beiden Herzogtümer

Mecklenburgs ver l ießen in großer Zahl ihre Herkunftsregionen, generel l  setzte eine Wanderungs-
bewegung von Ost nach West ein. Hier boten beispielsweise die mit tel-  und westdeutschen Anbau-
gebiete für Zuckerrüben - und die dort  angesiedelte aufstrebende Zuckerrübenindustr ie -  etwas

stabi lere und bessere Verdienstmögl ichkeiten als öst l ich der Elbe. Hauptziel  der Abwanderung

waren aber die Städte und industr iel len Bal lungsgebiete, hier ergänzte das Landproletar iat  die
ansässige Industr iearbeiterschaft  (und trat zu ihr in Konkurrenzl.  Die Landf lucht stabi l is ierte und
verr ingerte dann wohl auch langsam das ländl iche Arbeitskräftereservoir ,  indem sie sei t  dem letz-
ten Dri t tel  des 19. Jahrhunderts den Geburtenüberschuss aufdem Land ausgl ich und viel le icht

auch leicht überkompensierte. 1BB2 zählte die Stat ist ik 3,83 Mi l l ionen männl iche Arbeitskräfte,  1907
dann 3,17 Mil l ionen.2l  Die , ,Leutenot",  ein sehr übertr iebener,  von der Agrar lobby aber bis in die
Spätphase der Weimarer Republ ik oft  genutzter Begri f f ,  führte dann wie erwähnt zum vermehrten
Einsatz meist polnischstämmiger Saisonarbeiter/- innen und seit  den 1890er-Jahren auch zu einer
geringfügig besseren Ent lohnung der inländischen Arbeiter.

Zugleich bl ieben die Landarbeiter jedoch einem engmaschigen Geflecht recht l icher und pol i t ischer

Restr ikt ionen unterworfen. 1854 gelang es der ostelbischen Agrar lobby, in Preußen ein Gesetz

,,betreffend der Dienstpf l icht des Gesindes und der ländl ichen Arbeiter" durchzusetzen, das die

'0Angaben nach Ritter/Tenfelde,5.227; Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3,5.591.
2I Angaben nach Ritter/Tenfelde, S. 220.



zentralen Best immungen der Gesindeordnung verschärf te und zugleich auf die gesamte Landarbei-
terschaft  ausdehnte. Verletzungen der , ,Dienstpf l icht" und insbesondere Verabredungen zu
Arbeitsniederlegungen wurden mit  harten pol izei l ichen Sankt ionen bedroht.  Das Streikverbot bl ieb
auch nach 1869, als die Landarbeiter und das Gesinde aus der Gewerbeordnung ausgegrenztwur-
den, im Wesent l ichen erhalten, das Koal i t ionsrecht weiterhin eingeschränkt und in einem unüber-
sichtlichen Wirruvarr regionaler Sonder- und Ausnahmebestimmungen geregelt. Das Zwangskor-
sett  der Gesindeordnungen und der Ausnahmegesetze gegenüber den Landarbeitern wurde in der
Folgezeit zwar gelegentlich etwas gedehnt, überdauerte im Kern aber bis zur Weimarer Republik.
Noch 1906 musste der zu diesem Zeitpunkt noch für die Landarbeiter zuständige , ,Verband der
Fabrik-,  Land-,  Hülfsarbeiter und -arbeiter innen Deutschlands" seine potenziel len Mitgl ieder in sei-
ner Satzung im Fettdruck darauf hinweisen, dass , ,das Gesinde und die ländl ichen Arbeiter,  welche
die Arbeitgeber oder die 0brigkeit  zu gewissen Handlungen oder Zugeständnissen dadurch zu
best immen suchen, dass sie die Einstel lung der Arbeit  oder die Verhinderung derselben bei einzel-
nen oder mehreren Arbeitgebern verabreden oder zu einer solchen Verabredung andere auffor-
dern, mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft" werden.22

Unter solchen recht l ichen Rahmenbedingungen bl ieben die Junker der ostelbischen Gebiete auch
weiterhin die unangetasteten Autokraten ihrer Herrschaftsbereiche, trotz Abschaffung der soge-
nannten Patr imonialgerichtsbarkeit  ( in Preußen 1849).  Sie vertraten in den Gutsbezirken fakt isch
auch weiterhin die Pol izeigewalt ,  best immten den Landrat und übten maßgebl ichen Einf luss in der
Kreisverwaltung und in den ört l ichen Kirchen und Schulen aus. Auch an der Organisat ion und der
Durchführung der Wahlen waren sie entscheidend beteiligt; die Stimmabgabe erfolgte häufig
immer noch öffentlich, und die Wahl eines sozialdemokratischen Kandidaten zog sofortige Repres-
sionen nach sich. Sie hätte frei l ich unter den Bedingungen des preußischen Drei-Klassen-Wahl-
rechts ohnehin kaum eine Chance gehabt.

Auch im Bereich der Sozialversicherung bl ieben die Landarbeiter lange benachtei l igt .  Ledigl ich der
Versichertenkreis der Unfall- sowie der Alters- und lnvaliditätsversicherung umfasste auch das
Landproletariat (wobei die zunächst sehr dürftigen Leistungen der Letzteren lange Zeit bestenfalls
das nackte Überleben sicherten und überdies erst ab dem 70, Lebenslahr gewährt wurden, das um
1900 von weniger als einem Viertel  der Beschäft igten erreichtwurde).  Hingegen bl ieb die Landar-
beiterschaft  aus dem Krankenversicherungsgesetz von 1883 ausgeschlossen und weiterhin dem
vermeint l ich fürsorgl ichen Paternal ismus der Agrarunternehmer ausgel iefert .  lmmerhin eröffnete
es den Ländern und Gemeinden die Mögl ichkeit ,  die Landarbeiter in den jewei l igen 0rtskranken-
kassen zu versichern. Hiervon machten im Lauf der Zeit  unter anderem Bayern und Sachsen
Gebrauch, al lerdings gewährten auch diese Länder den Landarbeitern einen gegenüber den Indust-
r iearbeitern nur unzureichenden Versicherungsschutz. Al les in al lem verfügten auch noch gegen

Ende des Kaiserreichs die meisten Landarbeiter im Krankheitsfal l  über keinerlei  f inanziel le Absi-
cherung. Erst die Reichsversicherungsordnung von 191 1, die 1914 in Kraft t rat ,  weitete die Kranken-
versicherungspf l icht auch auf die Arbeiter in der Land- und Forstwir tschaft  aus, Al lerdings wurde

'2Verband der Fabrik-, Lanil-, Hülfsarbeiter und -arbeiteinnen Deu*chlands (Hg.), Statut des Verbandes der Fabrik-, Lanil-, Hülfsar-
beiter und -arbeiteinnen Deutschlands, Hannover 1906, 5. 26-
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den Versicherten in den nun eingerichteten Landkrankenkassen das Recht verweigert, ihre Veftreter
- wie in den bestehenden 0rtskrankenkassen - in die Kassenvorstände zu wählen. Dieses Recht
bl ieb den von den Agrar iern dominierten Gemeindeverbänden vorbehalten.23

Angesichts der bedrückenden Lebensverhältnisse der Landarbeiter kamen auch im Lager bürgerl icher
Sozialreformer Rufe nach staat l ichen Eingri f fen zugunsten des Landproletar iats auf,  s icherl ich auch,
um es gegenüber der Sozialdemokrat ie zu immunisieren. Max Webers 1892 veröffent l ichte Untersu-
chung über, ,Die Lage der Landarbeiter im ostelbischen Deutschland" begründete nicht nur seinen
Ruf als Soziologen, sondern war auch Ausdruck des Stel lenwerts,  den die Landarbeiterfrage in den
pol i t ischen Diskussionen des ausgehenden 19. Jahrhunderts gewonnen hatte -  und der Befürchtun-
gen, die sie im bürgerl ichen und sozialkonservat iven Lager auslöste. Umgekehftsetzte man im sozia-
l ist ischen Lager starke Hoffnungen darauf,  das Landproletar iat für die Sozialdemokrat ie zu gewinnen.

Als 1872 die engl ischen Landarbeiter einen erfolgreichen Lohnstreik gegen die dort igen Großgrund-
besitzer ausfochten, sah Friedr ich Engels darin einen , ,gewalt igen Fortschri t t"  nicht nur für die eng-
l ische, sondern für die gesamte europäische Arbeiterbewegung. , ,Von diesem ersten großen Sieg" -

so seine hochgespannte Erwartung -, ,hebt eine neue Epoche im geist igen und sozialen Leben des
Landproletar iats an, das in Massen in die Bewegung der städt ischen Proletar ier gegen die Tyrannei
des Kapitals eingetreten ist ."2aAls er gute zwanzig Jahre später in seinem im sozialdemokrat ischen
Theorieorgan . .Die Neue Zeit"  veröffent l ichten, einf lussreichen Aufsatz über , ,Die Bauernfrage in
Frankreich und Deutschland" die Erfolgschancen sozial ist ischer Pol i t ik auf dem Land analysierte,
kam er nicht nur zu dem Schluss, dass die Gewinnung gerade der ostelbischen Landarbeiter für die
deutsche Sozialdemokrat ie von entscheidender Bedeutung sei,  sondern auch zu der höchst opt imis-
t ischen Prognose, dass diese . ,Eroberung" in , ,kürzester" Zeit  vonstatten gehe: , ,Haben wir aber die
ostelbischen Landarbeiter,  so weht sofort  in ganz Deutschland ein anderer Wind. Die tatsächl ich
halbe Leibeigenschaft  der ostelbischen Landarbeiter ist  die Hauptgrundlage der preußischen Jun-
kerherrschaft  und damit der preußischen 0berherrschaft  in Deutschland. [ . . . ]  Die große reakt ionäre
Macht [ . . . ]  s inkt in sich zusammen wie eine angestochene Blase. Die ,Kernregimenter '  der preußi-

schen Armee werden sozialdemokrat isch und damit vol lz ieht s ich eine Machtverschiebung, die eine
ganze Umwälzung in ihrem Schoße trä9t."25

Tatsächl ich sol l te es noch geraume Zeit  dauern, bis die Arbeiterbewegung und ihre 0rganisat ionen
auch auf dem Land Fuß fassen konnten. Die soziale Kontrol le der Arbeiter auf dem Land erwies sich
bis zum Ende des Kaiserreichs als stark. Das lag auch an den oben erwähnten recht l ichen Restr ik-
t ionen, denen die Landarbeiter unterworfen bl ieben. Zudem hatte sich die Agrar lobby 1893 im , ,Bund
der Landwirte" (BdL) schlagkräft ig zusammengeschlossen und hintertr ieb im Reichstag äußerst
erfolgreich al le Versuche, diese abzumildern und das Arbeitsrecht auf dem Land zu l iberal is ieren.
Die Wirksamkeit  der Agitat ion dieser penetrant chauvinist ischen und ant isemit ischen 0rganisat ion
ist  dabei kaum zu überschätzen. lmmer angeführt  von Vertretern der ostelbischen Gutsherren, kam
sie 1913 auf eine Mitgl iedschaftvon nichtweniger als 330.000 Personen, dreiViertel  davon Kleinbau-
ern. Die Sozialdemokratie hatte dem wenig entgegenzusetzen, erwartete sie doch, dass der Unter-

'?iVgl. hierzu Gustav Bauer, Die Krankenversicherung der Landarbeiter, in: Der Landarbeiter, 1907, S. 17-18.
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gang der Kleinbetriebe und die zunehmende Proletarisierung die Landbevölkerung gewissermaßen

automatisch in ihre Arme treiben würde. Ein schlüssiges Agrarprogramm mit posi t iven Maßnahmen
für die Landbevölkerung blieb zur Verzweiflung der wenigen Agrarexperten in der Partei lange Zeit
aus und wurde erst gegen Ende der Weimarer Republik viel zu spät entwickelt.

Hinzu kamen die fortwirkenden patr iarchal ischen Gepflogenheiten und Bindungen, denen die
Arbeiter auf dem Land vor Ort unterworfen waren. Die Bi ldung der Landbevölkerung, auch und
gerade der Landarbeiterschaft ,  bl ieb niedrig,  auch im Vergleich mit  dem, was für die städt ischen
Arbeiter schon Standard war. Sozialdemokratische und gewerkschaftliche Presse hatten ange-
sichts der oft noch unzureichenden Transport- und Kommunikationswege kaum eine Chance gegen

die Verlautbarungsorgane der lokalen Autor i täten {und gegen die Propagandaschri f ten des BdL)
Gleichzeit ig bi ldete die Landf lucht ein nicht zu unterschätzendes Vent i l  für die eher di f fus vorhan-
dene als offen artikulierte Protestbereitschaft auf dem Land.

Klassenbewusstsein konnte unter al l  d iesen Bedingungen nur schwer und langsam entstehen. Es
bedurfte daher eines Kraftaktes und des Anstoßes von außen, um im Jahr 1909 durch die Gründung
des , ,Verbandes der Land-,  Wald- und Weinbergsarbeiter-  und Arbeiter innen", des späteren , ,Deut-
schen Landarbeiter Verbandes" (DLV), endlich zu einer echten Interessenvertretung der Arbeitneh-
mer in der Landwirtschaft zu kommen. Zu ihm gesellte sich bald darauf mit dem ..Zentralverband
der Forst- ,  Land- und Weinbergsarbeiter" (ZdL) eine chr ist l iche Konkurrenzorganisat ion.26

%Vgl. unten, Kap. II (2),


